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dungseinrichtungen zu Facharbeitern weitergebildet wurden, 

in den schnell wachsenden Industriestädten decken konnte, 

gewann die Migration aus dem Ausland mit den Schwerpunk-

ten Ende des 19. Jahrhunderts (Aufbau der Städte an der Ruhr 

durch Bergleute und Arbeiter aus Polen) und nach dem Zwei-

ten Weltkrieg (Wiederaufbau der zerstörten Städte und Indus-

trie u.a. Gastarbeiteranwerbung) an Bedeutung. Um auch die 

ausländischen Migranten in den Arbeitsmarkt zu integrieren, 

wurde es für die Städte als Bildungszentren zunehmend wich-

tig, solche Bildungsangebote bereitzuhalten, die eine geeig-

nete Anpassungsqualifi zierung bzw. Weiterbildung für diese 

Zielgruppe ermöglichten (vgl. Bade 1994).

Vor dem Hintergrund des dynamischen technischen Fort-

schritts, der globalen Arbeitsteilung und der damit zuneh-

menden Bedeutung von Forschung und Entwicklung für die 

alten Industriestädte und nicht zuletzt vor dem Hintergrund 

der sich immer weiter differenzierenden Arbeitswelt, zeichnet 

sich für die Städte und ihre Wirtschaft ein steigender Bedarf 

an Weiterbildung und Qualifi zierung ab, der auch in zeitlich 

immer kürzeren Abständen entsteht.  Da die demografi sche 

Entwicklung darauf hindeutet, dass das derzeit verfügbare Ar-

beitskräftepotenzial die Nachfrage der städtischen Wirtschaft 

auch mithilfe der Stärkung und Beschleunigung höherer Bil-

dungsabschlüsse (vgl. Bologna Reform) und verstärkter Wei-

terbildungsanstrengungen nicht decken kann, sind die Städte 

auf Strategien angewiesen, die das Arbeitskräftepotenzial er-

weitern können.

Mit der Entstehung urbaner Räume entwickelten sich Städte 

bereits in der Antike zu Bildungszentren, die auch jenseits ih-

rer territorialen Macht-, Sprach- und Kulturgrenzen eine starke 

Anziehungskraft auf verschiedene Alters- und Herkunftsgrup-

pen ausübten. Als Leuchtturm städtischer Bildung entwickelte 

sich vor allem das antike Athen. Durch seine vielfältigen Bil-

dungsangebote und Bildungskonzepte gewann Athen nicht 

nur an Ansehen, sondern sowohl durch seine Ausbildung ein-

fl ussreicher Schülerinnen und Schüler als auch durch den Ex-

port seines Bildungsmodells in andere antike Städte politische 

Macht und Einfl uss jenseits der eigenen Stadtgrenzen. Auch 

der wirtschaftliche Beitrag für das antike Athen über Ausbil-

dungsgebühren und Lebenshaltungskosten war als Gewinn 

nicht zu vernachlässigen (vgl. Vegge 2006).

Wie die historische Entwicklung von Bildungszentren und das 

Beispiel der antiken Stadt Athen zeigt, sind die Prosperität und 

Macht der Städte, Bildungsangebot und -nachfrage sowie In-

ternationalisierung und Migration seit langem positiv verbun-

den und an sich kein neues Phänomen. Jenseits der Antike, 

mit der Gründung von Universitäten in Städten während des 

Mittelalters, vor allem jedoch mit den erweiterten Anforderun-

gen an Bildung und Ausbildung für die Breite der Bevölkerung 

im Zuge der Industrialisierung und Verstädterung verstärkte 

sich der Zusammenhang zwischen Prosperität/Macht, Bildung 

und Migration der Städte zunehmend (vgl. Jeismann 1987). 

Während zu Beginn zum großen Teil noch die Binnenmigra-

tion die Nachfrage an Arbeitskräften, die in städtischen Bil-
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ohne Migrationshintergrund, Deutschen mit Migrationshin-
tergrund und Ausländern unter Zuhilfenahme der Staatsange-
hörigkeit und der Erstsprache unterschieden.  Nach den Daten 
des Adult Education Survey 2010 (s. Tab. 1) beteiligen sich Per-
sonen ohne Migrationshintergrund zu 45% und Personen mit 
Migrationshintergrund zu 30% an Weiterbildung. Betrachtet 
man die unterschiedlichen Weiterbildungstypen, so lässt sich 
feststellen, dass laut AES 2010 Personen mit Migrationshinter-
grund zwar beinahe so häufi g an individuellen berufsbezoge-
nen bzw. nicht berufsbezogenen Weiterbildungsmaßnahmen 
teilnehmen wie Personen ohne Migrationshintergrund, aber 
in Bezug auf betriebliche Weiterbildung deutlich unterreprä-
sentiert sind.

Auf Basis dieser Befunde wird nicht selten die ethnische Her-
kunft bzw. der Migrationshintergrund im Hinblick auf die 
Teilhabechancen an Weiterbildung zu den bedeutenden Risi-
komerkmalen gezählt (vgl. Nuissl/Heyl 2010, S. 9). Selbst un-
ter Berücksichtigung der Merkmale Schulbildung, berufl iche 
Qualifi kation, Erwerbsstatus und berufl iche Positionierung 
beeinfl usst ein Migrationshintergrund negativ die Weiterbil-
dungsbeteiligung (vgl. Rosenbaldt/Bilger 2008, S. 169).

Da die Gruppe der Menschen mit Migrationshintergrund in 
Deutschland durch eine große Diversität gekennzeichnet ist, 
die sich aus der Vielfalt verschiedener Einwanderungsgenera-
tionen, aber auch verschiedener Migrationsbiografi en, Auf-
enthaltsperspektiven sowie die soziale, kulturelle und ökono-
mische Situation zusammensetzt, erfordert die Analyse der 
Weiterbildungsbeteiligung einen differenzierten Blick auf die 
hemmenden sowie unterstützenden Faktoren. Zum einen ver-
ringert sich der Einfl uss des Migrationshintergrundes auf die 
Weiterbildungsteilnahme mit Blick auf die sozioökonomischen 
Faktoren (vgl. Öztürk/Kaufmann 2009, S. 263-271). Die Ana-
lyse der sozioökonomischen Verhältnisse zeigt außerdem eine 
große Differenz zwischen Ausländern und Eingebürgerten der 
ersten Generation sowie Ausländern und Eingebürgerten der 
zweiten Generation auf. Die zweite Generation ist formal bes-
ser qualifi ziert und berufl ich besser gestellt. Da genau diese 
Faktoren die (berufl iche) Weiterbildungsbeteiligung maßgeb-
lich beeinfl ussen, ergibt sich auch ein enormer Unterschied in 
der Weiterbildungsbeteiligung dieser Personengruppen (vgl. 
Öztürk 2009, S. 26 ff.). 

Strategie nach innen: 
Unentdeckte Potenziale wecken!
Während die Arbeitsmarktpolitik und ihre Analysen schlum-
mernde Potenziale zunächst in der Erhöhung der noch ge-
ringeren Erwerbsbeteiligung von Frauen (vgl. Allmendinger  
2006) und später in der Erhöhung der geringeren Erwerbs-
beteiligung älterer Menschen über 50 (vgl. Loichinger 2010) 
sahen, entwickelte sich aus der Vorhersage einer steigen-
den Nachfrage nach gut ausgebildeten Arbeitern und Fach-
kräften zusätzlicher Handlungsdruck, nicht nur die Basis des 
Arbeitskräftepotenzials zu erweitern, sondern auch die Bil-
dungsqualität und damit das Arbeitskräfteangebot an die 
Nachfrage nach höheren Qualifi zierungsniveaus anzupassen. 
Die Weiterbildung von gering und niedrig qualifi zierten Ar-
beitskräften gewann daher in der letzten Zeit zunehmende 
Aufmerksamkeit als Handlungsfeld in Arbeitsmarktpolitik (vgl. 
Loebe/Schöpf 2007) im Allgemeinen und in der Arbeitsmarkt-
politik der Städte im Besonderen. Denn gerade der Wandel 
der Städte von Industriezentren zu Dienstleistungszentren mit 
einem steigenden Anteil von Forschung und Entwicklung (vgl. 
Kermer 2007, S. 71) setzte in den letzten Jahrzehnten immer 
mehr gering und wenig qualifi zierte Arbeitskräfte besonders 
in den Städten frei, während die Nachfrage nach höheren 
Qualifi zierungen stetig anstieg.

Ein besonderes Weiterbildungspotenzial besteht in Bezug auf 
die Gruppe der zugewanderten Bevölkerung, die im Folgen-
den als Menschen mit Migrationshintergrund bezeichnet wer-
den. Im Vergleich zu Menschen ohne Migrationshintergrund 
weisen Menschen mit Migrationshintergrund eine weitaus 
niedrigere Weiterbildungsbeteiligung auf, gleichzeitig wächst 
der Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund und hat 
mittlerweile einen Anteil von nahezu 20% erreicht (vgl. Sta-
tistisches Bundesamt 2011). Für Städte wird daher die Wei-
terbildungsbeteiligung insbesondere von Menschen mit Mi-
grationshintergrund zu einem wichtigen Handlungsfeld. Um 
mögliche Strategien für die Erhöhung der Weiterbildungsbe-
teiligung zu entwickeln, bedarf es jedoch zunächst Erkennt-
nisse über die Zielgruppe und ihr Weiterbildungsverhalten.

Daten zur Weiterbildungsbeteiligung liefert gegenwärtig vor 
allem der Adult Education Survey (AES). Zur Betrachtung des 
Weiterbildungsverhaltens werden im AES zwischen Deutschen 

Teilnahmequote in % 
Weiterbildung insge-
samt

Betriebliche Weiter-
bildung

individuelle berufsbe-
zogene Weiterbildung

nicht berufsbezogene 
Weiterbildung

2007 2010 2007 2010 2007 2010 2007 2010

Personen ohne Migrationshintergrund 46 45 31 28 14 13 10 12

Personen mit Migrationshintergrund 33 30 18 13 9 11 9 9

Darunter nach Staatsangehörigkeit:
Deutsche 
Ausländer

34
32

33
29

23
15

17
11

9
9

10
12

7
11

7
11

Quelle: AES 2010 – TNS Infratest Sozialforschung. Basis 18/19- bis 64-jährige Bevölkerung. In: Rosenbladt/Bilger 2011: 68

Tab. 1: Weiterbildungsteilnahme nach Migrationshintergrund
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als derjenige, der noch über wenig oder keine Qualifi kation 
verfügt bzw. dessen Qualifi kationen in Deutschland nicht ad-
äquat anerkannt sind. 

Strategie nach außen: Bildungszentren 
als Anziehungspunkte stärken!
Neben der Strategie nach innen, die sich auf die schlummern-
den Potenziale und insbesondere der Bevölkerung mit Migra-
tionshintergrund richtet, besteht eine weitere Strategie darin, 
die Städte als Anziehungspunkte für Arbeitskräfte von außen 
zu stärken. Da innerhalb Deutschlands das Potenzial zusätzli-
cher und gut ausgebildeter Arbeiter und Fachkräfte über die 
Binnenmigration weitestgehend erschöpft ist (vgl. Faßmann 
2007) und politisch wie auch gesellschaftlich die Wanderun-
gen von Nord nach Süd und von Ost nach West aufgrund ihrer 
wirtschaftlichen und sozialen Folgen entgegengewirkt werden 
sollen (vgl. Bertelsmann 2006), sind die Städte auf die Migra-
tion auch von jenseits der nationalen Grenzen angewiesen.

Angesichts der zuletzt hohen Zuwanderungszahlen im Jahr 
2011 (vgl. Statistisches Bundesamt 2012), die vor allem auf 
EU-Länder zurückgehen, erscheint zunächst kein entschie-
dener Handlungsdruck für die Städte zu entstehen. Bedenkt 
man die derzeitige schwierige wirtschaftliche Situation in Län-
dern wie Griechenland und Spanien, so ist es nicht verwun-
derlich, dass im Vergleich zu den Zuwanderungszahlen von 
2010 über 90% mehr Griechen und über 50% mehr Spanier 
nach Deutschland wanderten (ebd.). Auch die Aufhebung der 
Beschränkungen bezüglich der EU-Freizügigkeitsregelungen 
für die EU-Länder, die nach 2004 der EU beigetreten sind, 
trägt zu einem Großteil zu der stärkeren Zuwanderung aus 
Polen, Ungarn, Rumänien und Bulgarien bei (ebd.). Lässt man 
die derzeitige Situation jedoch außer Betracht und blickt auf 
die Zuwanderungszahlen und vor allem auf den demografi sch 
relevanten Wanderungssaldo (Verrechnung von Fort- und Zu-
zügen), so zeigt sich, dass der Wanderungssaldo im letzten 
Jahrzehnt wesentlich geringer ausfi el und sogar mehrmals ne-
gative Werte erreichte (vgl. BMBF 2011, S. 20). Es ist daher 
davon auszugehen, dass die derzeitig hohen Zuwanderungs-

Teilarbeitsmärkte

Zusätzlich muss auch der Arbeitsmarkt unterschieden wer-
den, der nach Lutz und Sengenberger aus dem unstruktu-
rierten Teilarbeitsmarkt (sog. Jedermanns-Arbeitsmarkt), dem 
berufsfachlichen Teilarbeitsmarkt und dem betriebsinternen 
Teilarbeitsmarkt besteht (vgl. Lutz/Sengenberger 1974). Jede 
zweite Person mit Migrationshintergrund der ersten Genera-
tion (nicht in Deutschland geboren und nach dem sechsten 
Lebensjahr nach Deutschland eingereist) ist im Jedermanns-
Arbeitsmarkt tätig, der vor allem durch einfache Tätigkeiten 
und somit auch durch eine geringe Weiterbildungsnotwen-
digkeit gekennzeichnet ist. Personen der zweiten Generation 
(entweder in Deutschland geboren oder vor Vollendung des 
sechsten Lebensjahres eingereist) sind mit rund 43% im be-
rufsfachlichen Arbeitsmarkt beschäftigt, der durch standardi-
sierte Qualifi kationen gekennzeichnet ist, die Arbeitnehmer 
daher einfach austauschbar sind und somit auch für diesen 
Arbeitsmarkt wenig Weiterbildungsnotwendigkeit seitens der 
Arbeitgeber besteht. Personen mit einer ausländischen Staats-
angehörigkeit sind im Vergleich zu den Eingebürgerten eben-
falls überwiegend im Jedermanns-Arbeitsmarkt beschäftigt. 
Auch die (Spät-)Aussiedler sind zu 38,1% im Jedermanns-
Arbeitsmarkt tätig (vgl. Öztürk 2011, S. 227).

Die Konzentration auf dem Jedermanns-Arbeitsmarkt von Per-
sonen mit Migrationshintergrund (insbesondere der aus der 
ersten Generation) wird überwiegend mit deren unzureichen-
den Bildungsqualifi kationen erklärt. Sobald aber die Bildungs-
qualifi kationen von Personen mit Migrationshintergrund dif-
ferenzierter analysiert werden, dann stellt sich auch hier ein 
besonderes Dilemma heraus: 36,4% aller Personen mit Mi-
grationshintergrund verfügen über einen ausländischen Bil-
dungsabschluss. Sogar mehr als die Hälfte aller Ausländer der 
ersten Generation und (Spät-)Aussiedler (55,7% vs. 59,2%) 
verfügen über einen ausländischen Bildungsabschluss (eige-
ne Berechnungen nach SOEP). Ein großer Anteil von Personen 
mit Migrationshintergrund hat somit eigentlich die erforder-
lichen Qualifi kationen aus ihren jeweiligen Herkunftsländern 
mit nach Deutschland gebracht. Anstatt diese Menschen mit 
ihren vielfältigen Potenzialen ins Arbeitsleben zu integrieren 
und zu stärken, werden sie in Tätigkeiten vermittelt, die weit 
unter ihren Kompetenzen und Möglichkeiten liegen, tenden-
ziell schlecht bezahlt und stark konjunkturabhängig sind (vgl. 
Engelmann/Müller 2007).

Insgesamt ergeben sich für Personen mit Migrationshinter-
grund, primär für Migranten der ersten Generation, durch 
deren schlechte berufl iche Platzierung weiterhin starke Be-
nachteiligungen bei der Teilnahme an (betrieblicher) Weiterbil-
dung. Folglich greift auch hier das Matthäusprinzip „wer hat, 
dem wird gegeben“ – wer bereits über eine gute Ausbildung 
verfügt bzw. diese tatsächlich auch anerkannt bekommt, hat 
es viel leichter, sich weiterzubilden bzw. erhält auch ausrei-
chend Anreize zur Teilnahme an (betrieblicher) Weiterbildung 

Abb. 1: Die Stadt(gesellschaft) wird bunter (Foto: Jost)
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bildung zu stärken. Als Voraussetzung für eine gelungene Zu-
wanderung betont das Konzept außerdem die Rolle, eine Will-
kommenskultur zu entwickeln, die die Teilhabechancen aller 
Menschen und insbesondere der einwandernden Menschen 
sichert. Als Teil der Willkommenskultur ist auch die bessere 
Anerkennung ausländischer Berufsabschlüsse zu werten (vgl. 
Anerkennungsgesetz), die auch bei einer Nicht- oder Teilan-
erkennung eine adäquate Anpassungs(weiter)qualifi zierung 
gewährleisten muss. Hierzu müssen noch geeignete Konzepte 
entwickelt werden.

Nach der allgemeinen Konzeptentwicklung und den Zielbe-
schreibungen ist es die Aufgabe der städtischen Verwaltung, 
in Zusammenarbeit mit Verbänden und der Bevölkerung kon-
krete Umsetzungsmaßnahmen zu entwickeln. Die konkrete 
Entwicklung beschreibt auch das nächste wichtige Hand-
lungsfeld. Da sich auch Städte in einer Konkurrenzsituation 
mit anderen Städten befi nden, gilt es auch hier, auf das städ-
tische Profi l abgestimmte und angepasste Maßnahmen unter 
Berücksichtigung der Stärken und Schwächen des Umfelds 
und der Partner zu entwickeln, um so Profi l zu gewinnen und 
sich von anderen Städten abzusetzen. Um beim Beispiel Ber-
lin zu bleiben, ist es denkbar, über die Anziehungskraft der 
Kulturhauptstadt ein spezifi sches Talent-Marketing zu entwi-
ckeln, das Kreative aus der Kommunikations- und Kulturbran-
che nach Berlin lockt. Auch die Verbesserung der rechtlichen 
und bürokratischen Rahmenbedingungen spielt eine Rolle. 
Die Stadt Berlin hat bereits zusammen mit der IHK ein soge-
nanntes „Business Immigration Service“ im Angebot, das in-
teressierte Unternehmer und Gründer von der Aufenthaltsbe-
willigung, der Suche nach geeigneten Geschäftsräumen und 
Angestellten unterstützt. Eine weitere Umsetzungsmöglich-
keit besteht im konkreten Fall Berlins in der Stärkung der Wis-
senschafts- und Hochschullandschaft. Durch die Ausweitung 
der in den letzten Jahrzehnten stark abgebauten Kapazitäten 
der Hochschulen könnten potenzielle Fachkräfte, insbeson-
dere internationale Studierende, noch stärker und gezielter 

zahlen auf Sondereffekte zurückgeführt werden können und 
bei der zu hoffenden wirtschaftlichen Stabilisierung der an-
deren EU-Länder der Wanderungsgewinn wieder zurückgeht. 
Zusätzlich droht der demografi sche Wandel auch in anderen 
EU-Ländern das Arbeitskräftepotenzial zu verringern, wo-
durch die derzeitigen Herkunftsländer starker Migration mit 
Deutschland zunehmend in Konkurrenz um Arbeitskräfte tre-
ten (vgl. OECD 2012, S. 69). Gleichzeitig sind die Zuwanderer 
weniger qualifi ziert als die im Inland geborenen Arbeitskräfte. 
Der Anteil der hochqualifi zierten Zuwanderer liegt sogar unter 
dem OECD-Durchschnitt (vgl. OECD 2010).

Diese Entwicklung hat Folgen für die Migrations- und Bil-
dungspolitik nicht nur auf Bundes- und Länderebene, sondern 
auch auf der Ebene der Städte, die sowohl Zentren der Ar-
beitskraftnachfrage sind als auch am ehesten die notwendigen 
Ressourcen für die Ausbildung und Weiterbildung der noch 
einwandernden Bevölkerung bereitstellen können. Aufgrund 
der zeitlichen Dimension des demografi schen Wandels, der 
mehrere Jahrzehnte in Anspruch nimmt, aber auch aufgrund 
der fi nanzökonomischen und infrastrukturellen Dimension, 
die eine längerfristige Planung und Anpassung an Bildungsan-
gebote erfordert, entsteht ein erstes wichtiges Handlungsfeld 
für die Stadtentwicklung in der vorausschauenden Konzepti-
on und Steuerung, die die Themen Demografi e, Prosperität, 
Bildung und Migration als integrierte Bestandteile mit in den 
Blick nimmt.

Individuelle Konzepte der Kommunen

Ein wichtiger Schritt auf Bundesebene wurde mit der am 25. 
April 2012 vorgestellten „Demografi estrategie der Bundes-
regierung“ (vgl. BMI 2012) gemacht, die die Städte in den 
Bereichen der Stadtentwicklungspolitik und der Städtebauför-
derung unterstützen soll. Die Handlungs- und Fördermöglich-
keiten seitens nationaler Rahmenbedingungen beschränken 
sich jedoch zu sehr auf einen informativen und appellativen 
Charakter, der die Städte auf Zusammenhänge zwischen De-
mografi e, Prosperität, Bildung und Migration hinweist. Die ei-
gentlichen Chancen und Herausforderungen sind jedoch von 
Stadt zu Stadt verschieden, so dass individuelle Konzepte von 
Städten erarbeitet werden müssen. Viele Städte haben dies 
bereits getan. Nachdem der Deutsche Städtetag 2006 (vgl. 
Deutscher Städtetag 2006) sich des Themas angenommen 
hat, hat sich als eine der ersten Städte und Metropolen Berlin 
ein solches Demografi ekonzept gegeben (vgl. Senatsverwal-
tung für Stadtentwicklung Berlin 2009). Das Berliner Demo-
grafi ekonzept nimmt dabei die wirtschaftlichen Stärken und 
Entwicklungsziele Berlins, wie etwa die Kommunikations- und 
Kreativbranche, in den Blick und verbindet sie mit der Forde-
rung nach gut ausgebildeter Zuwanderung zur Deckung des 
schrumpfenden Arbeitspotenzials und der Stärkung der kre-
ativen Potenziale verschiedener kultureller Perspektiven. Das 
Konzept betont weiter den Stellenwert der Forschung und 
des Wissens und schlussfolgert daraus, Bildung und Weiter-

Abb. 2: „Kiez-ABC“ der Klasse 1/2 h der Heinrich-Seidel-Schule im Rah-
men des Dichterwettbewerbs im Bildungsverbund Brunnenstraße in Ber-
lin-Wedding, Plakatwand im U-Bahnhof Bernauer Straße (Foto: Jost)
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angeworben werden. Hierzu wären allerdings auch ein ge-
zieltes internationales Bildungsmarketing und die fi nanzielle 
und personelle Stärkung der Hochschulen notwendig, ergänzt 
durch internationale Curricula und eine integrative Betreuung 
der internationalen Studierenden, denen in Zusammenarbeit 
mit Verbänden und der Wirtschaft längerfristige Bleibepers-
pektiven nicht nur ermöglicht, sondern vor allem auch vermit-
telt werden (vgl. Klabunde 2012).

Doppelstrategie wagen!
Im Angesicht der anstehenden Herausforderungen für eine 
nachhaltige Stadtentwicklung vor dem Hintergrund des de-
mografi schen Wandels und der steigenden Nachfrage nach 
gut ausgebildeten Arbeitern und Fachkräften können Städte 
insgesamt auf zwei Strategierichtungen als Handlungsrahmen 
zurückgreifen. Dabei zeigt die nähere Diskussion der Strategie-
richtungen eine Perspektive nach innen und nach außen auf. Die 
Strategierichtungen sind dabei jedoch nicht als getrennt zu be-
trachten, sondern stehen vielmehr komplementär zueinander. 

Das Handlungsfeld Anerkennung ausländischer Berufs- und 
Bildungsabschlüsse ist sowohl relevant für die bereits zugewan-
derten Migranten und Menschen mit Migrationshintergrund 
als auch für die Anwerbung von zusätzlichen Fachkräften. Da-
für wird es zunächst notwendig sein, das verlorene Vertrauen 
aus der Dequalifi zierungserfahrung wiederzugewinnen und 
den Zugang zur Zielgruppe zu stärken. Auch das Handlungs-
feld Hochschul-, Aus- und Weiterbildung ist für beide Stra-
tegierichtungen von Bedeutung. Eine nachhaltige Strategie 
sollte in Zusammenarbeit mit den Handwerks-, Handels- und 
Industrieverbänden das (Weiter-)Bildungsangebot so anpassen, 
dass es die bereits immigrierte Bevölkerung und die zukünfti-
gen Einwanderer nicht ausschließlich als homogene, gering 
qualifi zierte und von Transferleistungen abhängige Gruppe 
anspricht (vgl. Öztürk 2012), sondern als heterogene Gruppe 
mit unterschiedlichen Ausgangs- und Qualifi zierungslagen.

So zeigt sich insgesamt, dass die Entwicklung einer integrier-
ten und langfristig angelegten Stadtentwicklungsstrategie, die 
in einer Doppelstrategie Demografi e, Migration und (Weiter-)
Bildung verbindet, die städtische Prosperität auch weiterhin 
nachhaltig sichern kann. 
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